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ROTHENBURG/DRESDEN — Nach zwei
neuen Fällen der Afrikanischen
Schweinepest (ASP) soll das bisheri-
ge Gefährdungsgebiet in Ostsachsen
erweitert werden. Der Krisenstab
werde am Dienstag tagen, mit neuen
Allgemeinverfügungen sei Mitte
der Woche zu rechnen, sagte ein
Sprecher des Gesundheitsministeri-
ums. Derweil liefen am Wochenen-
de die Vorbereitungen dafür, einen
mobilen Elektrozaun um den neuen
Ausbruchsort zu errichten. „Das
wird zeitnah passieren.“ Am Freitag
hatte das Ministerium über zwei
neue Fälle der hochansteckenden
Tierseuche im Landkreis Görlitz in-
formiert. Seit Ende Oktober, als erst-
mals eine solche Infektion in Sach-
sen nachgewiesen wurde, stieg die
Zahl der Fälle im Freistaat damit auf
19. Darunter ist nun auch ein Wild-
schwein, das außerhalb des bisher
festgelegten Gefährdungsgebietes in
der Nähe von Rothenburg tot aufge-
funden wurde.  |dpa

SCHWEINEPEST

Sachsen weitet
Gefahrenzone aus

BONN — Der Deutsche Fruchthan-
delsverband sieht die Versorgung
mit Obst und Gemüse aus dem Aus-
land gefährdet. Grund sei die Ver-
schärfung der Corona-Einreise-Ver-
ordnung durch die Bundesregie-
rung, teilte der Verband am Sonntag
mit. Innerhalb von wenigen Stun-
den seien die Einreisebedingungen
auch für die Fahrer von Lebensmit-
teltransporten so verschärft worden,
dass es kaum noch möglich sei, Obst
und Gemüse etwa aus Spanien nach
Deutschland zu importieren. Ver-
bandsgeschäftsführer Andreas Brüg-
ger sagte, die Fahrer aus den festge-
legten Hochrisikogebieten wie Por-
tugal und Spanien müssten seit
Sonntag bei Grenzübertritt einen
negativen PCR-Test vorlegen, der
nicht älter als 72 Stunden sei. In der
Praxis sei das kaum machbar. Ge-
meinsam mit anderen Verbänden
habe man die Bundesregierung
frühzeitig auf die möglichen Konse-
quenzen hingewiesen, „leider ohne
Ergebnis“.  |dpa

FRUCHTHANDEL

Versorgungsengpass
bei Importware droht

CHEMNITZ — Experten erwarten ei-
nen E-Auto-Boom. So rechnet der
Präsident des Importeur-Verbandes
damit, dass schon dieses Jahr zwi-
schen 500.000 und 600.000 Fahrzeu-
ge mit Elektro-, Plug-in-Hybrid- oder
Brennstoffzellenantrieb neu zuge-
lassen werden könnten. Das wäre
dann etwa jeder fünfte oder sechste
Neuwagen. Ziel der Bundesregie-
rung sind zehn Millionen E-Autos
bis 2030.

Doch für derartig viele Elektroau-
tos ist das deutsche Stromnetz nicht
ausgelegt, wenn alle gleichzeitig
Strom zapfen würden. Es würde we-
gen Überlastung zusammenbre-
chen. Dabei sind sich Experten si-
cher, dass E-Autos künftig vor allem
privat nach Feierabend in der Gara-
ge geladen werden. Seit kurzem för-
dert die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau auch den Einbau privater Lade-
stationen mit bis zu 900 Euro. Laut
Bundesverkehrsministerium sind
schon Zehntausende Zuschüsse be-
antragt worden.

Deshalb hat der IT-Dienstleister
GISA jetzt gemeinsam mit Audi und
weiteren Partnern in Chemnitz ein
Lademanagementsystem entwi-
ckelt, durch das eine Netzüberlas-
tung vermieden werden soll. Das
Szenario bei diesem Forschungspro-
jekt: In einem Straßenzug, der von
einem Ortsnetz-Transformator ver-
sorgt wird, laden mehrere Elektro-
autos gleichzeitig mit hoher Leis-
tung. Da E-Auto und Netzbetreiber
aber miteinander kommunizieren
können, kann der Ladevorgang ge-
zielt gesteuert werden. In der Praxis
bedeutet das zum Beispiel, dass die
E-Autos in einem Straßenzug nur

zeitversetzt Strom zapfen können.
Die Batterie muss ja erst bis zum ge-
wünschten Abfahrtszeitpunkt wie-
der voll sein. Das heißt, die Ge-
schwindigkeit, mit der geladen
wird, passt sich dynamisch an die
tatsächliche Last im Netz an, sodass
es zu keiner Überlastung und kei-
nem Blackout kommt.

Eine zentrale Komponente bei
der Steuerung der Stromzufuhr ist

dabei ein Smartmeter Gateway
(SMGW) – ein Gerät, das schon heu-
te Pflicht ist, wenn der Stromver-
brauch des Haushalts im Jahr mehr
als 6000 Kilowattstunden beträgt.
Dieses SMGW stellt eine hochsiche-
re Datenverbindung zwischen Haus
und Netzbetreiber her und leitet alle
notwendigen Informationen und
Steuersignale zielgerichtet weiter –
entweder zum Heimenergie-Ma-

nagementsystem oder direkt zum
Ladesystem Connect, das Audi opti-
onal anbietet. So kann die Ladeleis-
tung des Audi E-Tron oder Audi E-
Tron Sportback je nach Bedarf ver-
ringert werden – eine Fähigkeit, die
Audi auch seinen künftigen Elektro-
modellen mitgeben will.

Mittelfristig soll es diese neue
Vernetzungstechnik ermöglichen,
die Ladeleistung, der Ladezeitpunkt
und die Ladedauer für jedes E-Auto
zu steuern. Noch dürfen die Netzbe-
treiber aber nicht auf die E-Lade-
punkte zugreifen. Das Bundeswirt-
schaftsministerium will nach eige-
nen Angaben allerdings schon bald
einen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorlegen. „Nur mit intelligen-
ter Vernetzung und Kommunikati-
on zwischen allen Akteuren des
Energiesystems kann die Versor-
gungssicherheit gewährleistet blei-
ben“, teilt dazu eine Ministeriums-
sprecherin auf Anfrage mit. Millio-
nen neuer Erzeuger und Verbrau-
cher intelligent zu steuern und die
Stabilität der Netze zu sichern, sei ei-
ne sehr komplexe Aufgabe. „Wir
sind jetzt im Austausch mit den rele-
vanten Akteuren.“

E-Auto-Boom: Wie das
Ladennetz Schritt halten soll
Wenn zu viele E-Autos
gleichzeitig Strom zapfen,
droht wegen Überlastung
ein Blackout. Forscher
haben jetzt aber in Chem-
nitz ein System entwickelt,
das das verhindert.

VON JÜRGEN BECKER

Sie sieht das Lademanagementsystem aus, das Blackouts beim zeitgleichen
Laden vieler E-Autos verhindern kann. FOTO: GISA GMBH

Werden zu viele E-Autos gleichzeitig geladen, droht eine Überlastung des Stromnetzes. FOTO: CARSTEN REHDER/DPA

ANZEIGE

CHEMNITZ/BERLIN — Bei dem Chem-
nitzer Standort des Callcenter-Be-
treibers Majorel formiert sich offen-
bar Widerstand in der Belegschaft
gegen die Entscheidung des Kon-
zerns, die Niederlassung mit rund
400 Beschäftigten zum Jahresende
zu schließen. Wie Verdi-Gewerk-
schaftssekretär Enrico Zemke auf
Anfrage sagte, würden in den nächs-
ten Tagen mehrere Betriebsver-
sammlungen stattfinden, um die La-
ge zu bewerten. „Wir gehen davon
aus, dass die Mitarbeiter bereit sind,
für ihre Arbeitsplätze zu kämpfen“,
meinte Zemke. Es gebe zudem erste
Gespräche zwischen Betriebsrat und
Geschäftsleitung, aber noch keine
Verhandlungen zu einem Interes-
senausgleich.

Das Kundenservice-Unterneh-
men hatte Mitte November 2020 er-
klärt, die Schließung zum 31. De-
zember 2021 sei beschlossene Sache.
Als Grund wurde fehlende Wirt-
schaftlichkeit genannt. Neben

Chemnitz sollen auch die Standorte
Stralsund, Neubrandenburg und
Schwerin (alle Mecklenburg-Vor-
pommern) dicht gemacht werden.
Insgesamt geht es um mehr als 1400
Arbeitsplätze. Es sei aufgrund der
Kosten und der Auftraggeberstruk-
tur dort nicht möglich, profitabel zu
arbeiten, hieß es. Das Management
sehe keine Möglichkeit mehr, die
Verlustzone zu verlassen und daher
auch keine Grundlage für eine Fort-
führung der Geschäftsaktivitäten.

Die Gewerkschaft warf dem Kon-
zern hingegen Missmanagement
vor. Das Unternehmen habe mit ei-
nem Preiskampf vor Jahren Wettbe-
werber unter Druck gesetzt und sei
nun selbst vom eigenen Vorgehen
betroffen, weil es die Preise nicht
mehr halten könne, so Zemke. Ob
die Zahlen nun wirklich schlecht
seien am Standort Chemnitz, könne
man glauben oder nicht. „Mit dem
Finger auf die Beschäftigten zu zei-
gen, ist aber auf jeden Fall der falsche
Weg.“

Majorel war im Jahr 2019 durch
die Zusammenführung der Callcen-
ter-Aktivitäten der Bertelsmann-
Tochter Arvato und des marokkani-
schen Callcenter-Betreibers Saham
entstanden und zählt mit rund
55.000 Mitarbeitern in 29 Ländern
zu den Großen der Branche. In
Deutschland betreibt Majorel der-
zeit 25 Standorte.

Die Callcenter-Branche insge-
samt ist in den letzten Jahren in
Deutschland deutlich gewachsen.

Wie aus einer Antwort des Bundes-
wirtschaftsministeriums auf eine
Anfrage der Linken hervorgeht, hat
sich die Zahl der Beschäftigten seit
dem Jahr 2006 (rund 69.000) bis zum
Jahr 2019 (140.000) mehr als verdop-
pelt. Der Umsatz stieg in dem Zeit-
raum von insgesamt 3,3 auf 8,5 Mil-
liarden Euro. Zugleich gab es jedoch
einen rasanten Konzentrationspro-
zess. Umfasste die Branche vor fünf
Jahren noch 2432 Unternehmen, so
waren es wenige Jahre später nur
noch 1534. Die sechs größten Fir-
men konnten dabei ihren prozen-
tualen Anteil am Branchenumsatz
von 33,6 auf rund 42 Prozent stei-
gern. Eine Rangliste der 20 größten
Unternehmen konnte das Ministeri-
um nicht vorlegen.

Mit Blick auf diese Zahlen beklag-
te die Zwickauer Bundestagsabge-
ordnete Sabine Zimmermann (Lin-
ke), dass die großen Unternehmen
zwar wachsen, aber die Beschäftig-
ten das Nachsehen hätten: „Von dem
Boom auf dem Callcenter-Markt
kommt bei den Beschäftigten kaum
etwas an“, sagte die Arbeitsmarktex-
pertin ihrer Fraktion der „Freien
Presse“. 62 Prozent der Beschäftigten
arbeiteten zum Niedriglohn, also für
weniger als 2267 Euro. Und obwohl
die Umsätze „nur so explodierten“,
würden Standorte geschlossen und
dann andernorts wieder neue Stand-
orte eröffnet, teils mit staatlichen
Geldern gefördert. Das sorge für zu-
sätzlichen Druck auf die Beschäftig-
ten, so Zimmermann.

Verdi fordert Erhalt von
Callcenter in Chemnitz
Der Betreiber Majorel will
den Standort zum Jahres-
ende aus Kostengründen
schließen. Dagegen
formiert sich nun Wider-
stand. Die Branche an sich
boomt seit einigen Jahren.

VON JAN-DIRK FRANKE

BERLIN — Probleme mit dem zentra-
len Eingabe-Bildschirm in Tesla-Au-
tos haben das Kraftfahrt-Bundesamt
(KBA) auf den Plan gerufen. Die Be-
hörde hat nach Informationen der
„Bild am Sonntag“ ein Verfahren ge-
gen den Elektroautobauer eingelei-
tet. Das KBA habe den US-Konzern
aufgefordert, der Behörde Informati-
onen über mögliche Sicherheitsrisi-
ken des berührungsempfindlichen
Bildschirms in der Mittelkonsole
von verschiedenen Modellreihen zu
geben. Die US-Verkehrsbehörde
NHTSA hatte Tesla Mitte Januar we-
gen dieser Sicherheitsrisiken zu ei-
nem Rückruf aufgefordert. Betroffen
sind rund 158.000 von Teslas älteren
Modellen S und X mit Baujahren
von 2012 bis 2018.

Konkret geht es demnach um
Speicherplatzprobleme bei be-
stimmten Chips, die zu Ausfällen
des Touchscreen-Bildschirms füh-
ren können, über den diverse Fahr-
zeugfunktionen bedient werden.
Die US-Behörde warnte vor Beein-
trächtigungen der Rückfahrkamera
oder des Fahrassistenzprogramms.
Ein KBA-Sprecher sagte: „Das Bun-
desamt ist über den Sachverhalt in-
formiert, es steht mit der NHTSA im
Kontakt und hat seinerseits die Prü-
fung eingeleitet. Das Ergebnis der
Prüfung steht noch aus.“ Ungeklärt
blieb, wie viele Autos hierzulande
betroffen sein könnten. Anfragen
beim KBA und bei Tesla blieben zu-
nächst unbeantwortet. | dpa

Tesla-Modelle:
Behörde prüft
Bildschirme
Verfahren gegen
US-Autobauer eingeleitet

HAMBURG — Beim Flugzeughersteller
Airbus in Hamburg hat es einen Co-
rona-Ausbruch gegeben. 21 Mitar-
beiter seien positiv getestet worden,
erklärte die dortige Gesundheitsbe-
hörde. Für rund 500 Mitarbeiter
wurde Quarantäne angeordnet. Die
Ursache der Fälle werde noch unter-
sucht, teilte Airbus mit.  |dpa

AIRBUS

Quarantäne für
rund 500 Mitarbeiter
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